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Herausforderungen des internationalen Jugendaustauschs im Zuge
der COVID-19-Pandemie

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Mit Artikel 13 des UN-Sozialpakts haben die Vertragsstaaten das Recht eines 
jeden auf Bildung anerkannt, welches auf die volle Entfaltung der menschli-
chen Persönlichkeit und des Bewusstseins ihrer Würde gerichtet sein und die 
Achtung vor den Menschenrechten und Grundfreiheiten stärken muss. Die 
Gewährleistung eines Rechts auf Bildung ermöglicht den Menschen gesell-
schaftliche Teilhabe durch Förderung von Verständnis, Toleranz und Freund-
schaft unter allen Völkern sowie die Unterstützung der Tätigkeit der Vereinten 
Nationen zur Erhaltung des Friedens (vgl. UN-Sozialpakt, Artikel 13, online 
unter: https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/user_upload/PD
F-Dateien/Pakte_Konventionen/ICESCR/icescr_de.pdf).

Der internationale Jugend- und Schüleraustausch ist ein Wert für sich und vor 
allem in der Jugendpolitik verankert (https://www.jugendhilfeportal.de/jugend
arbeit/artikel/begruessenswert-aber-stimmen-zum-internationalen-jugend-und-
schueleraustausch/). Internationale Verständigung und kultureller Austausch 
sind dabei besonders entscheidend und schon in jungen Jahren über unter-
schiedliche Formate des Jugendaustauschs zu fördern. Bei dieser Aufgabe 
kommt der Auswärtigen Kultur- und Bildungspolitik eine besondere Rolle zu, 
die es rechtfertigt, sie als „dritte Säule“ der Außenpolitik zu bezeichnen, wie 
es 2007 bereits der damalige Bundesaußenminister und heutige Bundesprä-
sident Dr. Frank-Walther Steinmeier formulierte (vgl. Auswärtiges Amt, 
25. Oktober 2007, online unter: https://www.auswaertiges-amt.de/de/newsroo
m/071025-steinmeier-fes-hamburg/219380).

Doch der internationale Jugendaustauch, der insbesondere von zahlreichen 
Freiwilligen, engagierten Schulen und Organisationen (Jugendverbänden, 
Sportvereinen, Einrichtungen der kulturellen Bildung, Bildungsstätten etc.) 
sowie Jugendaustauschorganisationen, wie z. B. dem Arbeitskreis gemeinnüt-
ziger Jugendaustausch (AJA), getragen wird, erfährt nach Ansicht der Frage-
steller weder ausreichend Anerkennung noch genügend finanzielle sowie 
strukturelle Unterstützung. Das degradiert nach Ansicht der Fragesteller sei-
nen essentiellen Beitrag zur Vermittlung demokratischer Grundwerte und in-
terkultureller Kompetenzen. Der AJA setzt sich deswegen bereits seit Jahren 
für die Verbesserung der rechtlichen und politischen Rahmenbedingungen im 
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Jugendaustausch ein sowie für eine stärkere finanzielle und ideelle Förderung 
(vgl. https://aja-org.de/ziele-gemeinnuetzig-jugendaustausch-aja/).

An der nach Ansicht der Fragesteller mangelnden Unterstützung von Aus-
tauschprogrammen wird deutlich, dass der „Wert“ der Jugendarbeit in der 
Bundesrepublik Deutschland häufig nach wirtschaftlichen Nützlichkeitskrite-
rien beurteilt wird, also anhand ihres vermeintlich ökonomischen Wertes. Das 
gilt schon für die formale Ausbildung, aber insbesondere für die Vermittlung 
sozialer Kompetenzen in der non-formalen Bildung junger Menschen, zu der 
auch die internationale Jugendbegegnung zählt. Der „Wert“ der dabei gesam-
melten Erfahrungen lässt sich ökonomisch jedoch weder fassen noch ist dieser 
erstrebenswert, sondern kommt vor allem auf gesellschaftlicher Ebene zum 
Tragen. So haben das Deutsch-Französische Jugendwerk (DFJW) und das 
Deutsch-Polnische Jugendwerk (DPJW) – um nur zwei herausragende Akteu-
rinnen bzw. Akteure zu nennen – zu einem wichtigen Wandel gesellschaftli-
cher Einstellungen, zum Abbau von Vorurteilen, zuVersöhnung und zum Er-
werb sozialer und interkultureller Kompetenzen geführt. Gleichzeitig ist ihr 
maßgeblicher Beitrag für mehr historische Sensibilität und Verantwortungs-
übernahme für die Verbrechen des deutschen Nationalsozialismus zu nennen, 
der sich heute unter anderem darin äußert, dass junge Menschen unsere Nach-
barinnen und Nachbarn in Ost und West nicht mehr als Feinde betrachten.

Jungen Menschen wird durch Austauschprogramme ermöglicht, eigene Wert-
vorstellungen zu überdenken, sich selbst zu reflektieren und Verständnis für 
andere Perspektiven aufzubringen. Darüber hinaus wird der internationale 
Dialog gefördert, ebenso wie der Umgang mit Vielfalt und die Orientierungs-
fähigkeit in einer globalisierten Welt geschult (vgl. https://www.austausch-ma
cht-schule.org/warum-austausch). Viele dieser im Austausch erworbenen Fä-
higkeiten sind auch für die Partizipation an formaler Bildung in Schulen es-
sentiell. Von Anfang an kommt dem internationalen Jugendaustausch insbe-
sondere im Kontext der Erinnerungskultur und Gedenkstättenarbeit eine sozial 
integrative und friedenspolitische Bedeutung zu. Diese wird nach Ansicht der 
Fragesteller vielfach unterschätzt, was vor allem mit Blick auf wachsende na-
tionalistische Tendenzen sowie zunehmenden Antisemitismus, Antiziganismus 
und rechte Gewalt in Europa fatal ist. Insbesondere zum 75. Jahrestag des 
Kriegsendes in diesem Jahr gilt es, diese friedenspolitische Bedeutung des in-
ternationalen Jugendaustauschs hervorzuheben.

Damit der internationale Jugendaustausch seine beschriebene Wirkung ge-
samtgesellschaftlich entfalten kann, gilt es aber auch die nach Ansicht der Fra-
gesteller nicht unerheblichen Zugangsbarrieren zu betrachten, die sich aus der 
derzeitigen Förderstruktur ergeben und die strukturelle und soziale Ungleich-
heiten in der Bundesrepublik Deutschland weiter verstärken. Junge Menschen 
mit eingeschränktem Zugang zum Recht auf Bildung und bildungspolitischer 
Teilhabe sind in Formaten zum internationalen Jugendaustausch deutlich un-
terrepräsentiert. Der Grund dafür liegt vor allem darin, dass Formate wie der 
Schülerinnen- und Schüleraustausch primär an Gymnasien angeboten werden. 
Darüber hinaus scheinen für die Teilnahme auch die sozioökonomischen Be-
dingungen des Elternhauses noch immer ein exkludierender Faktor zu sein. 
60 Prozent der Teilnehmenden an Programmen der internationalen Jugendbe-
gegnung kommen aus ökonomisch privilegierten Familien, bei Programmen 
zum Schülerinnen- und Schüleraustausch sind es sogar 67 Prozent (vgl. Zu-
gangsstudie – Studie zum internationalen Jugendaustausch: Zugänge und Bar-
rieren, online unter: https://www.zugangsstudie.de/wp-content/uploads/2020/0
1/Broschüre_Die-Zugangsstudie_Ergebnisse-des-Forschungsprojektes_Stand-
August-2019.pdf, S. 8 bis 10). Auch führen immer wieder Schwierigkeiten bei 
der Visa-Vergabe zum Ausschluss motivierter Teilnehmender, was insbeson-
dere junge Menschen mit divers-kulturellem Hintergrund oder befristetem 
Aufenthaltsrecht betrifft (vgl. Zugangsstudie – Studie zum internationalen Ju-
gendaustausch: Zugänge und Barrieren, online unter: https://www.zugangsstu
die.de/wp-content/uploads/2020/01/Broschüre_Die-Zugangsstudie_Ergebniss
e-des-Forschungsprojektes_Stand-August-2019.pdf, S. 21). Damit droht nach 
Ansicht der Fragesteller ein Mehr-Klassen-System zu entstehen, welches 
ohnehin schon sozial sowie strukturell benachteiligte junge Menschen weiter 
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an den gesellschaftlichen Rand drängt und von bildungspolitischer Teilhabe 
ausschließt. Dabei wäre es essentiell, dass insbesondere auch jene jungen 
Menschen, die häufig selbst von Diskriminierung, Rassismus und Antisemitis-
mus oder Antiziganismus betroffen sind, an geschichtspolitischen Bildungsrei-
sen teilnehmen können, um gemeinschaftlich mit Nichtbetroffenen jene The-
menkomplexe zu behandeln und in den historischen Kontext einzuordnen, wie 
z. B. im Rahmen von Gedenkstättenbesuchen. Gleiches gilt nach Ansicht der 
Fragesteller für die Nachkommen von Opfern der NS- oder kolonialrassisti-
scher Verfolgung, die häufig besondere Diskriminierungserfahrungen gesam-
melt haben, insbesondere vor dem Hintergrund transgenerationeller Traum-
aweitergabe. Dabei könnten nach Ansicht der Fragesteller insbesondere auch 
Nachkommen der Verfolgten eine wichtige Rolle in der bildungspolitischen 
Arbeit leisten und die bestehenden Formate erweitern und stärken. Darüber hi-
naus ist der Abbau von Teilnahmehürden auch für Menschen mit Behinderung 
entscheidend, die in der Sozialgesetzgebung als Empfängerinnen und Empfän-
ger staatlicher Fürsorgeleistungen negativ konnotiert sind und nicht als aktive 
politische Subjekte und Bürgerinnen und Bürger betrachtet und behandelt wer-
den. Zudem führt die Teilnahme an einer Bildungsreise insbesondere bei Men-
schen mit befristeten Aufenthaltsstatus oft zu einem Ausschluss von bestimm-
ten Leistungen.

Die Bundesvereinigung für Kulturelle Kinder- und Jugendbildung (BKJ) hat 
anlässlich der deutschen EU-Ratspräsidentschaft gefordert, kulturelle Jugend-
bildung auch auf europäischer Ebene zu verankern und in europäische Strate-
gien zur Jugendbildung zu intergieren. Dabei wurde insbesondere auch die 
Bedeutung von grenzüberschreitenden Begegnungserfahrungen hervorgeho-
ben (vgl. Pressemitteilung BKJ vom 19. Juni 2020, online unter: https://www.
bkj.de/internationales/wissensbasis/beitrag/kulturelle-jugendbildung-in-europa
eische-jugendpolitische-strategien-einbeziehen/). Diese Forderung bekommt 
anlässlich der Tatsache, dass der internationale Schülerinnen- bzw. Schüler- 
und Jugendaustausch im Rahmen der COVID-19-Pandemie nahezu zum Still-
stand gekommen ist und das Fortbestehen zahlreicher Projekte und Partner-
schaften essentiell bedroht ist, noch einmal eine nicht zu ignorierende Dring-
lichkeit. Diverse Mitglieder des AJAs beklagten im Zuge der Krise, dass das 
im ersten Schritt beschlossene Maßnahmenpaket des Konjunkturausschusses 
maßgeblich an den Bedarfen der Organisationen, die den internationalen Ju-
gendaustausch in der Bundesrepublik Deutschland ermöglichen, vorbeiging 
und erst im Rahmen des zweiten Nachtragshaushalts 2020 Unterstützung für 
den gemeinnützigen Schüleraustausch beschlossen wurde (https://aja-org.de/w
p-content/uploads/2020/07/20200702_PM_Rettungspaket.pdf). Sie forderten 
daher eine bedarfsgerechte Anpassung, die die Finanzierungsstruktur der Or-
ganisationen berücksichtigt (vgl. Erklärung zum internationalen Schüler- und 
Jugendaustausch, 7. Mai 2020, online unter: https://www.dfjw.org/media/erkl-
rung-zum-internationalen-sch-ler-und-jugendaustausch-75-jahre-nach-kriegse
nde.pdf). Nur so können das Fortbestehen der Austauschorganisationen gesi-
chert sowie bestehende internationale Partnerschaften in Zeiten von Reisebe-
schränkungen und Kontaktverboten aufrechterhalten werden, etwa durch die 
systematische Integration von internationalem Austausch durch digitale Ange-
bote, die zum Teil schon in der Praxis erprobt werden (vgl. https://www.austau
sch-macht-schule.org/instrumente/tools-virtueller-austausch). Gleichzeitig ist 
nach Ansicht der Fragesteller zu erwähnen, dass der internationale Jugendaus-
tausch in der aktuellen Krise einen maßgeblichen Beitrag dazu leisten kann, 
die Solidarität innerhalb der EU zu stärken, die im Zuge der COVID-19-
Pandemie aufgrund geschlossener Grenzen und nationaler Lösungen bei der 
Bekämpfung der Krise ins Wanken zu geraten scheint.

Die Politik muss nach Ansicht der Fragesteller demnach den internationalen 
Jugendaustausch nachhaltig fördern, auch in der Krise Planungssicherheit ge-
währleisten und die in einem Austausch gesammelten Erfahrungen als wichti-
ge Kompetenzen der non-formalen Bildung anerkennen, die einen essentiellen 
gesamtgesellschaftlichen Wert haben.
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1. Wie viele Jugendliche haben zwischen 2010 und 2020 mit welchen Län-
dern an vom Bund geförderten Projekten zur internationalen Jugendbegeg-
nung bzw. zum Jugendaustausch teilgenommen (bitte ausführlich entspre-
chend den Jahreszahlen, nach Geschlecht, Alter, Schulniveau und wenn 
möglich dem Anteil der Personen unter den Teilnehmenden, die einen be-
fristeten Aufenthaltsstatus besaßen sowie dem Anteil von Personen, die ei-
ne Beeinträchtigung im Sinne der UN-Behindertenrechts-Konvention be-
sitzen, inklusive des ersten Halbjahres 2020, auflisten)?

Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) 
stellt Haushaltsmittel bereit für:
• Deutsch-Französisches Jugendwerk (DFJW)
• Deutsch-Polnisches Jugendwerk (DPJW)
• Deutsch-Griechisches Jugendwerk (Aufbau)
• Deutsch-Israelisches Jugendwerk (Aufbau)
• sowie aus dem Kinder- und Jugendplan des Bundes (KJP) für ConAct – Koor-
dinierungszentrum Deutsch-Israelischer Jugendaustausch, Stiftung Deutsch-
Russischer Jugendaustausch gGmbH und Tandem – Koordinierungszentrum 
Deutsch-Tschechischer Jugendaustausch. Übersichten zu Partnerländern und 
Teilnehmenden finden sich in der Anlage.
Mittel aus dem KJP erhalten zudem neben den Bundesländern aktuell über 80 
anerkannte Träger der Kinder- und Jugendhilfe im Handlungsfeld der Internati-
onalen Jugendarbeit. Eine Sonderauswertung für das Jahr 2017 zu Teilnehmen-
den und Partnerländern findet sich in der Anlage.
Das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
(BMZ) fördert das Entwicklungspolitische Schulaustauschprogramm (ENSA) 
und das Programm weltwärts – Außerschulische Begegnungsprojekte im Kon-
text der Agenda 2030 (wwB). Tabellen zu Partnerländern und Teilnehmenden 
finden sich in der Anlage.
Auch das Auswärtige Amt (AA) und das Bundesministerium des Innern, für 
Bau und Heimat (BMI) stellen Bundesmittel für den außerschulischen Aus-
tausch in Form von Projektzuwendungen an Mittlerorganisationen zur Verfü-
gung. Weitere Angaben zu den einzelnen Maßnahmen finden sich in der Anla-
ge.

a) Was unternimmt die Bundesregierung, um schulpflichtige Bürgerinnen 
und Bürger mit befristeten Aufenthaltsstatus die Teilnahme an diesen 
Projekten zu ermöglichen oder zu erleichtern?

Die Teilnehmenden werden bei den dargestellten Förderlinien durch die An-
tragsstellenden ausgewählt. Diese werden durch die Träger der Programme da-
hingehend beraten, dass die Auswahl inklusiv und diversitätsbewusst erfolgen 
sollte.
Nach den Richtlinien über die Gewährung von Zuschüssen und Leistungen zur 
Förderung der Kinder- und Jugendhilfe durch den KJP kommt der Einbezie-
hung junger Menschen mit Migrationshintergrund und jener mit Fluchterfah-
rung besondere Aufmerksamkeit zu. Im Rahmen des aus dem KJP geförderten 
Projekts „Innovationsforum Jugend Global“, das von IJAB – Fachstelle für in-
ternationale Jugendarbeit der Bundesrepublik Deutschland e. V. durchgeführt 
wurde, konnten Grundlagen zur Schaffung von Zugängen zur Internationalen 
Jugendarbeit für Jugendliche mit befristetem Aufenthaltsstatus gelegt werden. 
Im Weiteren wurde eine Arbeitshilfe im Rahmen des ebenfalls vom BMFSFJ 
geförderten IJAB Projekts „Kommune goes International“ zu Methoden der In-
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ternationalen Jugendarbeit für Projekte mit Geflüchteten erstellt. Diese zeigt 
exemplarisch, wie Erfahrungen und Fachwissen aus der Internationalen Ju-
gendarbeit in die Arbeit mit Gruppen mit jungen Geflüchteten eingebracht wer-
den können. Die Ausführungen und Methoden mit pädagogischer Reflexion 
konzentrieren sich dabei auf vier thematische Schwerpunkte: Rassismus kriti-
sche sowie diversitätsorientierte Ansätze, interreligiösen Dialog und Sprachani-
mation.

b) Was unternimmt die Bundesregierung, um schulpflichtige Bürgerinnen 
und Bürger, die eine Beeinträchtigung im Sinne der UN-Behinderten-
rechts-Konvention besitzen, die Teilnahme an diesen Projekten zu er-
möglichen oder zu erleichtern?

Nach den Richtlinien über die Gewährung von Zuschüssen und Leistungen zur 
Förderung der Kinder- und Jugendhilfe durch den KJP kommt der Inklusion 
junger Menschen mit Behinderungen und Beeinträchtigungen besondere Auf-
merksamkeit zu. Bei der Umsetzung geförderter Maßnahmen gilt es zu berück-
sichtigen, dass Behinderung bzw. Beeinträchtigung keine Ausschlusskriterien 
darstellen und Zugang bzw. Teilhabe gewährleistet sind.
Die Einbeziehung von Jugendlichen mit einer Beeinträchtigung im Sinne der 
UN-Behindertenrechtskonvention wird durch die Fach- und Förderstellen der 
europäischen und internationalen Jugendarbeit ausdrücklich unterstützt durch 
Beratung und ggf. höhere Förderung, falls dies zur Realisierung des Projektes 
erforderlich ist.
Darüber hinaus werden in dem vom BMFSFJ geförderten Projekt „VISION:
INKLUSION“ die vielfältigen Erfahrungen von Jugendlichen, Verbänden und 
Trägern für die Teilhabe von Jugendlichen mit Beeinträchtigungen im Sinne 
der UN-Behindertenrechts-Konvention von IJAB – Fachstelle für Internationa-
le Jugendarbeit der Bundesrepublik Deutschland e. V. systematisiert, durch in-
ternationale Impulse ergänzt und in einer Inklusionsstrategie gebündelt. Darauf 
aufbauend werden in einer zweiten Phase gemeinsam mit internationalen Part-
nern Qualifizierungskonzepte entwickelt sowie Beispiele guter Praxis angesto-
ßen und begleitet, um inklusive internationale Arbeit in die Breite zu tragen 
und mehr inklusive Maßnahmen umzusetzen. Über regelmäßige Fachveranstal-
tungen, die Webseite www.vision-inklusion.de und Social-Media-Kanäle wer-
den Kommunikations- und Informationsmöglichkeiten untereinander, aber auch 
mit Öffentlichkeit, Behindertenverbänden und Wissenschaft gefördert sowie die 
Sichtbarkeit erhöht.
Das ENSA-Programm bietet zusätzlich zur regulären Förderung einen Inklu-
sionszuschuss in Höhe von 1.000 Euro, um Menschen mit besonderen Bedarfen 
die Teilnahme zu ermöglichen bzw. für einen finanziellen Ausgleich zu sorgen, 
falls die Teilnahme nur mit erhöhten Kosten möglich ist.

2. Welche konkreten Maßnahmen zur Unterstützung des internationalen Aus-
tauschs, namentlich der Gewährung wirksamer staatlicher Hilfen für ge-
meinnützige Austauschorganisationen, Bildungs- und Begegnungsstätten 
hat die Bundesregierung seit 2010 vorgenommen, um internationalen Ju-
gendaustausch und Jugendbegegnung langfristig strukturell sowie finanzi-
ell zu unterstützen (bitte nach Jahren, Finanzvolumen, Themen- bzw. Tä-
tigkeitsschwerpunkt der Empfänger auflisten)?

Die im Einzelplan 17 (BMFSFJ) für den internationalen Jugendaustausch zur 
Verfügung gestellten Mittel sind von 34,9 Mio. Euro im Jahr 2010 auf 49 Mio. 
Euro im Haushalt 2020 erhöht worden. Eine Übersicht findet sich in der Anla-
ge.
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Das AA fördert seit 2016 mit Kapitel 0504 Titel 687 17 (Jugendaustausch Welt-
weit) und Titel 687 18 (Jugendaustausch in Transformationsländern) Aus-
tauschprogramme für Schülerinnen und Schüler und Jugendliche, die speziell 
auf die Ziele der Auswärtigen Kultur- und Bildungspolitik abgestimmt sind. Ei-
ne Übersicht findet sich in der Anlage.
Zur Förderlinie weltwärts-Begegnungen des BMZ findet sich ebenfalls eine 
Übersicht in der Anlage.

3. Welche konkreten Maßnahmen hat die Bundesregierung ergriffen, um ge-
meinnützige Austauschorganisationen, Bildungs- und Begegnungsstätten, 
die den internationalen Jugendaustausch bzw. die Jugendbegegnung in der 
Bundesrepublik Deutschland tragen, im Zuge der COVID-19-Pandemie fi-
nanziell sowie strukturell zu unterstützen und der Bedrohung ihrer Exis-
tenz entgegenzuwirken (bitte nach Monaten, Finanzvolumen, Themen- 
bzw. Tätigkeitsschwerpunkt der Empfänger auflisten)?

Gemeinnützige Unternehmen wie Vereine können grundsätzlich Kurzarbeiter-
geld erhalten. Die befristeten Kündigungsschutzregelungen für Mieterinnen 
und Mieter wie die ausgesetzte Insolvenzantragspflicht kommen auch Vereinen 
und gemeinnützigen Unternehmen zugute, die in sozialen Bereichen tätig sind. 
Angebote der Kinder- und Jugendarbeit konnten zudem vom Sozialdienstleis-
terEinsatzgesetz (SodEG) profitieren.
Darüber hinaus hat die Bundesregierung im Rahmen des Konjunkturpakets 
weitere Hilfen für gemeinnützige Organisationen im Bereich des BMFSFJ in 
Form von Darlehens- und Zuschussprogrammen auf den Weg gebracht. Diese 
Hilfsmaßnahmen für gemeinnützige Organisationen ruhen auf drei Säulen:
Um die Länder in deren Maßnahmen zur Stabilisierung gemeinnütziger Organi-
sationen effektiv zu unterstützen, legt der Bund für 2020 ein Kredit-
Sonderprogramm über die Kreditanstalt für Wiederaufbau auf und stellt dafür 
eine Milliarde Euro bereit. Die Bundesmittel allein sollen eine 80-prozentige 
Haftungsfreistellung der zu fördernden Maßnahmen der landeseigenen Förder-
institute (LFI) gestatten. Damit können die Länder mit überschaubaren Eigen-
mitteln eine Haftungsfreistellung bis zu 100 Prozent zugunsten gemeinnütziger 
Organisationen ermöglichen. Ein Start zum 1. August 2020 in den sich beteili-
genden Ländern wird angestrebt. Von dem Kreditprogramm können unter ande-
rem Jugendherbergen, Familienferienstätten, Einrichtungen der Jugend- und 
Familienbildung oder Träger der politischen Bildung Gebrauch machen.
Um kleine und mittelständische Unternehmen gegen Coronavirus bedingte 
Umsatzausfälle abzusichern, hat die Bundesregierung ein Bundesprogramm für 
Überbrückungshilfen aufgelegt. Diese Zuschüsse knüpfen an die Soforthilfen 
an und haben ein Volumen von 25 Mrd. Euro. Antragsberechtigt sind auch von 
der Corona-Krise betroffene gemeinnützige Unternehmen und Organisationen 
unabhängig von ihrer Rechtsform. Gemeinnützige Übernachtungsstätten wie 
Jugendherbergen, Schullandheime, Träger von Jugendeinrichtungen des inter-
nationalen Jugendaustauschs und Einrichtungen der Behindertenhilfe sowie Fa-
milienerholungsstätten sind von dieser Regelung ebenso erfasst wie Jugendver-
bände, Träger der politischen, kulturellen und sportlichen Kinder- und Jugend-
arbeit. Die Träger erhalten für Coronavirus bedingte Verluste im Zeitraum Juni 
bis August 2020 bis zu 80 Prozent der Ausfälle erstattet. Die Höchstsumme von 
150.000 Euro bezieht sich dabei im Fall der genannten Einrichtungen auf die 
einzelnen Betriebsstätten und nicht etwa auf einen Gesamtverband.
Zur Sicherung von gemeinnützigen Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe 
im Kontext coronabedingter Einnahmeausfälle wird im Jahr 2020 ein Sonder-
programm für die Kinder- und Jugendhilfe aufgelegt, für das der Deutsche 
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Bundestag 100 Mio. Euro zur Verfügung gestellt hat. Die Zuschüsse schließen 
zeitlich an die Überbrückungshilfen an und können ab September beantragt 
werden. Die notwendigen Programmrichtlinien werden vom BMFSFJ aktuell 
erarbeitet.
Im Zuge der COVID-19-Pandemie werden zudem im KJP für das Jahr 2020 
Storno- und Ausfallaufwendungen (bis zur Höhe der bewilligten Mittel) als zu-
wendungsfähig anerkannt. Umwidmungen von Mitteln der Infrastruktur- und 
Projektförderung zur Finanzierung neuer, insbesondere digitaler Arbeitsformate 
werden vorgenommen.
Eine Auswertung der in Anspruch genommenen Hilfen nach Monaten, Finanz-
Volumen, Themen- bzw. Tätigkeitsschwerpunkt liegt nicht vor.
Das AA hat in diesem Jahr gemeinsam mit dem BMFSFJ die Internationalen 
Jugendbegegnungsstätten in Kreisau in Höhe von 100.000 Euro und in Ausch-
witz in Höhe von 87.000 Euro gefördert, um den Erhalt dieser Einrichtungen 
nach coronabedingten Einnahmeausfällen zu gewährleisten.
Um die bestehenden Partnerschaften, laufende Projekte sowie Projektideen 
weiterhin aufrechtzuerhalten, können über die Förderlinie weltwärts-
Begegnungen des BMZ verstärkt virtuelle Austauschformate gefördert werden. 
Auch wenn persönliche Begegnungen im Rahmen der Förderlinie nicht zu er-
setzen sind, sollen digitale Formate diese zurzeit zumindest in Teilen kompen-
sieren. Zudem werden Mittel bereitgestellt, um Zusatzkosten aufgrund zeitli-
cher und finanzieller Verschiebungen bestehender Maßnahmen zu erstatten. Ei-
ne statistische Erhebung der Mittel nach Monat liegt nicht vor, da die aufgrund 
der Reisebeschränkungen erforderlichen vertraglichen Änderungen noch nicht 
abgeschlossen sind.

4. Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung ergriffen, um Schulen in 
Deutschland dabei zu unterstützen, Schulpartnerschaften mit dem Ausland 
während der COVID-19-Pandemie aufrechtzuerhalten und auszubauen, et-
wa durch systematische Integration von internationalem Austausch in die 
digitalen Klassenzimmer (bitte nach Monaten, Finanzvolumen, Themen- 
bzw. Tätigkeitsschwerpunkt der Empfänger auflisten)?

Die Zuständigkeit für Schulpartnerschaften liegt bei den Ländern.
Die Mittel, die die Bundesregierung dem Pädagogischen Austauschdienst 
(PAD) im Bundeshaushalt 2020 für die Förderung von Programmen des inter-
nationalen Jugendaustauschs zur Verfügung gestellt hat, können als Folge der 
COVID-19-Pandemie auch für virtuelle Austauschprojekte genutzt werden. Der 
PAD entwickelt entsprechende Angebote und informiert die Schulen, deren 
Austauschprojekte aufgrund der Pandemie nicht wie geplant durchgeführt wer-
den können über Möglichkeiten der virtuellen Zusammenarbeit (vgl. https://
www.kmk-pad.org/service/coronavirus.html).
Das ENSA-Programm des BMZ steht seit Beginn der Covid-19-Pandemie in 
engem Kontakt mit den geförderten Schulen bzw. den beteiligten Nichtregie-
rungsorganisationen, um mit ihnen die Auswirkungen der Pandemie selbst und 
der damit einhergehenden Beschränkungen und Veränderungen zu reflektieren 
und sie in der Aufrechterhaltung ihrer Schulpartnerschaften beratend zu unter-
stützen. Auf den digital durchgeführten ENSA-Sommerkonferenzen wurde das 
Thema „Wie pflege ich meine Schulpartnerschaft in Zeiten von Corona?“ ex-
plizit behandelt und eine Austauschmöglichkeit geschaffen, um Beispiele guter 
Praxis zu besprechen (10./11. Juni 2020 mit 37 Teilnehmenden). Darüber hi-
naus werden zusätzliche digitale Formate entwickelt, an denen auch die Part-
nerinnen und Partner aus dem globalen Süden zusammen mit den Teilnehmen-

Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 7 – Drucksache 19/21405



den aus Deutschland digital partizipieren und ihre Erfahrungen, Bedarfe und er-
folgreiche Strategien austauschen sowie Zukunftsperspektiven für ihre Schul-
partnerschaften stärken können.

5. Wie gedenkt die Bundesregierung Angebote und Anwendungen zu för-
dern, die während der COVID-19-Pandemie in der Praxis erprobt wurden 
und Schülerinnen und Schülern dabei helfen, internationale Schulpartner-
schaften im digitalen Raum zu pflegen, um diese auch nach der 
COVID-19-Pandemie zu nutzen und weiterzuentwickeln (vgl. https://ww
w.austausch-macht-schule.org/instrumente/tools-virtueller-austausch)?

Die Zuständigkeit für Schulpartnerschaften liegt bei den Ländern.
In der Zusammenarbeit der Fach- und Förderstellen der europäischen und inter-
nationalen Jugendarbeit wurde die Arbeitsgruppe „Digitale Zusammenarbeit“ 
initiiert, die eine Digitalisierung des internationalen Jugendaustausches ko-
ordinieren soll. Als erstes Ergebnis dieser Zusammenarbeit soll ein 
„Videokonferenz-Instrument mit einem Digitalen Tagungshaus“ entstehen. Ziel 
ist es, durch das Videokonferenz-Instrument den Akteuren des Jugendaustau-
sches (Träger der Jugendhilfe, Schulen, sonstigen Bildungseinrichtungen) ein 
kostenfreies Instrument zur Verfügung zu stellen, um die digitale Zusammenar-
beit mit den internationalen Partnern zu gewährleisten. Ein Projektantrag liegt 
dem BMFSFJ zur Prüfung vor.
Um den aktiven Austausch weiterhin zu pflegen, ermutigt das DPJW auch die 
Akteure im Kontext von Schulpartnerschaften die einfache Förderung von Pro-
jekten mit dem Förderformat „4×1 ist einfacher” zu nutzen. Gefördert werden 
können u. a. alternative Austauschformen, interaktive Online-Aktivitäten, Zu-
gang zu Internettools oder Videokonferenzen. Mehr dazu: https://dpjw.org/wir-
bleiben-in-kontakt/.
Es wird geprüft, ob und inwieweit die im Rahmen des ENSA-Programms an-
lässlich der COVID-19-Pandemie bereits entwickelten oder noch zu entwi-
ckelnden Kommunikationsinstrumente in das Programm integriert werden kön-
nen.
Zur Begleitung von Schulen durch den PAD wird auf die Antwort zu Frage 4 
verwiesen.

6. Welche Maßnahmen sind seitens der Bundesregierung geplant, um die 
kulturelle Jugendpolitik entsprechend der Forderung der BKJ im Rahmen 
der deutschen EU-Ratspräsidentschaft auf europäischer Ebene zu veran-
kern und in europäischen Strategien der Jugend- und Bildungspolitik ein-
zubinden?

Der deutsche Vorsitz wird dem EU-Jugendministerrat die Annahme einer Rats-
entschließung für eine Europäische Jugendarbeitsagenda (European Youth 
Work Agenda) zur Weiterentwicklung und Stärkung von Jugendarbeit in Euro-
pa vorschlagen. Der Anwendungsbereich dieser Agenda erstreckt sich über die 
weitreichenden und aus unterschiedlichen Traditionen heraus sehr diversen 
Ausprägungen von Jugendarbeit in den Mitgliedstaaten der EU und auf euro-
päischer Ebene. Im Rahmen des deutschen Verständnisses von Jugendarbeit 
umfasst dies Aktivitäten im Sinne der §§ 11 bis 13 SGB VIII und damit auch 
die kulturelle Jugendbildung. Durch das Kulturprogramm zur deutschen EU-
Ratspräsidentschaft, insbesondere das EU-weite partizipative Kunstwerk Earth 
Speakr, eröffnet die Bundesregierung Räume, auch digital, für ein gemeinsames 
Wirken der jungen Menschen in Europa und für kulturelle Nähe.
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7. Welche Maßnahmen sind seitens der Bundesregierung geplant, um den in-
ternationalen Jugendaustausch im Rahmen der deutschen EU-Ratspräsi-
dentschaft auf europäischer Ebene zu fördern und derzeitige Zugangshür-
den, wie z. B. bei der Visa-Vergabe, abzubauen?

Im Rahmen des deutschen Vorsitzes werden die Verhandlungen zu den EU-
Programmen zur Förderung der Mobilität junger Menschen, Erasmus+ und 
Europäisches Solidaritätskorps, mit dem Ziel einer Einigung fortgesetzt. Die 
Verhandlung einer Ratsempfehlung zur Mobilität junger Freiwilliger in der EU, 
die auch das Thema Mobilitätshindernisse junger Menschen umfasst hätte, wird 
voraussichtlich nicht mehr während des deutschen Vorsitzes stattfinden, da der 
hierfür notwendige Vorschlag der Europäischen Kommission nicht, wie ur-
sprünglich geplant, Anfang September 2020 vorgelegt wird, sondern frühestens 
zum Ende des Jahres 2020 oder Anfang 2021.
Das Visumregime für Kurzzeitaufenthalte unterliegt vollständig der Regelungs-
kompetenz durch die EU. Hierbei wird den Anliegen des internationalen Ju-
gendaustausches auf europäischer Ebene insbesondere bei Verhandlungen von 
Visumerleichterungsabkommen in Form von praktischen Verfahrenserleichte-
rungen Rechnung getragen.

8. Wird nach Kenntnis der Bundesregierung bei der Vergabe finanzieller För-
dermittel durch den Bund für Projekte im Bereich des internationalen Ju-
gendaustauschs bzw. der internationalen Jugendbegegnung dafür Sorge 
getragen, dass die Teilnahmehürden möglichst gering sind, so dass die 
Projekte nicht zur Verschärfung bestehender sozialer sowie struktureller 
Ungleichheiten zwischen Jugendlichen beitragen, und wenn ja, wie?

Mit den von der Bundesregierung zur Verfügung gestellten Mitteln werden 
vielfältige Zugänge für junge Menschen zum internationalen Jugendaustausch 
gefördert. Die Angebote sind generell offen für alle Jugendlichen aus Deutsch-
land. Mehraufwendungen, die bei Maßnahmen mit finanziell benachteiligten 
Jugendlichen entstehen, können beispielsweise bei einer Förderung mit Mitteln 
aus dem KJP beantragt werden. Die Bundesregierung sieht auch weiterhin eine 
wichtige Aufgabe darin, Formate des Jugendaustausches zu fördern und Schul-
formen anzusprechen, die im internationalen Austausch bislang eher unterre-
präsentiert sind, sowie die Information über die bestehenden Angebote fortzu-
entwickeln und dabei ein besonderes Augenmerk auf Jugendliche aus schwieri-
gen Lagen oder mit Teilhabebeeinträchtigungen zu richten.
Bezüglich des Programms weltwärts-Begegnungen wird auf die Antwort zu 
Frage 11 verwiesen.

9. Welche konkreten Maßnahmen hat die Bundesregierung bisher ergriffen 
bzw. plant sie zu ergreifen, um mehr Jugendlichen aus ökonomisch be-
nachteiligten Haushalten den Zugang zu Formaten aus dem Bereich des 
internationalen Jugendaustauschs bzw. der internationalen Jugendbegeg-
nung zu ermöglichen (bitte nach Jahren, Finanzvolumen, Themen- bzw. 
Tätigkeitsschwerpunkt der Empfänger auflisten)?

Die Bundesregierung hat in ihrer Antwort vom 11. Juni 2019 zu Frage 12 der 
Kleinen Anfrage der Fraktion BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN (Bundestags-
drucksache 19/10807) ausführlich Vorhaben dargestellt, durch die Hemmnisse 
abgebaut und die Zugänge zum internationalen Jugendaustausch für junge 
Menschen verbessert werden.
Bezüglich des Programms weltwärts-Begegnungen wird auf die Antwort zu 
Frage 11 verwiesen.
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10. Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung in der laufenden Wahlperi-
ode ergriffen, um Diversität bezüglich der Geschlechter, Herkunft, sozio-
ökonomischen sowie divers-kulturellen Hintergründe und Bildungshin-
tergründe der Jugendlichen in den vom Bund geförderten Projekten zu 
gewährleisten (bitte nach Jahren, Finanzvolumen, Themen- bzw. Tätig-
keitsschwerpunkt der Empfänger auflisten)?

Nach den Richtlinien über die Gewährung von Zuschüssen und Leistungen zur 
Förderung der Kinder- und Jugendhilfe durch den KJP sollen durch die Eröff-
nung von Teilhabemöglichkeiten Chancengerechtigkeit gefördert sowie Tole-
ranz und Vielfalt, auch in Bezug auf kulturelle Ausdrucksformen, sexuelle Ori-
entierung und geschlechtliche Identität, gelebt und selbstverständlich werden. 
Das BMFSFJ fördert dafür ein breites und plurales Spektrum von Trägern der 
Kinder- und Jugendhilfe. Die Vielfalt des Angebots bezieht sich sowohl auf das 
Trägerprofil als auch auf Inhalte, Methoden und Arbeitsformen.
Der KJP umfasst in dieser Legislaturperiode ein Gesamtvolumen von bisher
2017 = 177.575.000 Euro
2018 = 193.620.000 Euro
2019 = 205.168.000 Euro
2020 = 218.594.000 Euro.
Im KJP werden jährlich rund 1.000 Bewilligungen (Zuwendungen, Verträge, 
Zuweisungen) an rund 600 Mittelempfänger durchgeführt (inkl. ESF-Maßnah-
men). Die KJP-Förderung erfolgt in allen Bereichen und Handlungsfelder der 
Kinder- und Jugendhilfe:
• Kinder- und Jugendarbeit, Außerschulische Kinder- und Jugendbildung (Po-

litische Jugendbildung, Kulturelle Jugendbildung, Kinder- und Jugendarbeit 
im Sport, Kinder- und Jugendverbandsarbeit sowie internationale Jugendar-
beit),

• Jugendsozialarbeit und Integration,
• Förderung von Kindern in Tageseinrichtungen und Kindertagespflege,
• Hilfen für Familien, junge Menschen, Eltern und andere Erziehungsberech-

tigte
• sowie weitere bundeszentrale Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe.
Das AA fördert bevorzugt aus Kapitel 0504 Titel 687 17 Maßnahmen, die be-
nachteiligte Jugendliche und junge Menschen mit Behinderung gemäß Arti-
kel 32 der UN-Behindertenrechtskonvention einbeziehen.
Die Zuwendungsgewährung durch die Beauftragte der Bundesregierung für 
Migration, Flüchtlinge und Integration adressiert
• integrationspolitische Maßnahmen (Kapitel 0413 Titel 684 01);
• das Nationale Präventionsprogramm gegen islamistischen Terrorismus (Ka-

pitel 0413 Titel 684 02) sowie
• die Unterstützung von Flüchtlingsprojekten (Kapitel 0413 Titel 684 01). Im 

letztgenannten Programm liegen die thematischen Schwerpunkte auf;
• Projekten zur Unterstützung des Ehrenamtes in der Flüchtlingsarbeit;
• Angeboten zur Gewaltprävention für geflüchtete Frauen und andere beson-

ders schutzbedürftige Personen und
• Projekten der gesellschaftlichen und politischen Teilhabe von Flüchtlingen.
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Bezüglich des Programms weltwärts-Begegnungen wird auf die Antwort zu 
Frage 11 verwiesen.

11. Welche Maßnahmen wurden seitens der Bundesregierung in der laufen-
den Wahlperiode ergriffen, um explizit Jugendlichen mit divers-kulturel-
lem Hintergrund (z. B. eigenen oder familiären Migrationserfahrungen 
sowie Jugendlichen mit befristetem Aufenthaltsstatus) die Teilnahme an 
Programmen des internationalen Jugendaustauschs bzw. der internationa-
len Jugendbegegnung zu ermöglichen?

Der KJP ermöglicht den bundeszentralen Trägern der Kinder- und Jugendhilfe 
die Erprobung und Realisierung verschiedener Formate des internationalen 
Austauschs von Jugendlichen. Wie in der Antwort auf Frage 10 dargestellt, soll 
durch die Eröffnung von Teilhabemöglichkeiten Chancengerechtigkeit geför-
dert sowie Toleranz und Vielfalt, auch in Bezug auf kulturelle Ausdrucksfor-
men, sexuelle Orientierung und geschlechtliche Identität, gelebt und selbstver-
ständlich werden. Die Formen und Methoden der Ansprache junger Menschen 
zur Teilnahme an den Begegnungen werden von den Trägern ihren Zielgruppen 
gemäß bestimmt.
Daten, die einen divers-kulturellen Hintergrund der Teilnehmenden erfassen 
werden im KJP nicht erhoben.
Die Aktivitäten des DFJW sind in der Übersicht zu Frage 1 in der Anlage auf-
geführt.
Im außerschulischen deutsch-russischen Jugendaustausch ist der Anteil der ak-
tiven Organisationen, die als „Migranten(jugend)selbstorganisationen“ gelten 
können, bedeutend. Dies berücksichtigend kann davon ausgegangen werden, 
dass junge Menschen mit divers-kulturellen Hintergrund im deutsch-russischen 
Jugendaustausch nicht unterrepräsentiert sind.
ConAct – Koordinierungszentrum Deutsch-Israelischer Jugendaustausch hat in 
den Jahren 2016 bis 2019 den Themenschwerpunkt ‚Living Diversity in Ger-
many and Israel – Challenges and Perspektives for Education and Youth Ex-
change‘ verfolgt. In mehr als 25 bilateralen Veranstaltungen und Projekten 
konnten mehr als 1.000 Teilnehmende – junge Multiplikator*innen, Fachkräfte 
und Jugendliche erreicht werden. Das übergeordnete, vierjährige Projekt wurde 
als Begleitprojekt im Bundesprogramm Demokratie Leben! mit rund 1 Mio. 
Euro gefördert. Das Thema vielfältiger individueller und kollektiver Identitäten 
hat seither in Programmen des deutsch-israelischen Austauschs eine wahr-
nehmbar stärkere Präsenz, die sich aus Anträgen, Programmen und Sachberich-
ten ablesen lässt. Entstanden sind zudem drei Veröffentlichungen, darunter ein 
Methodenhandbuch für diversitätsbewusste internationale Bildungs- und Be-
gegnungsarbeit sowie eine Broschüre zu deutsch-israelischer Austauscharbeit 
in den Migrationsgesellschaften Deutschland und Israel.
Die Förderung von weltwärts-Begegnungsprojekten findet stets unter Berück-
sichtigung des Fördergrundsatzes „Diversität“ statt. Junge Menschen aus allen 
gesellschaftlichen Gruppen sollen über die Förderlinie erreicht werden. Ziel-
gruppenspezifische Bedarfe (aufgrund von Gender, Herkunft, Behinderung 
etc.) werden bei der Programmdurchführung entsprechend berücksichtigt, um 
im Sinne der Diversität einem breiten Kreis potentieller Teilnehmender die 
Teilnahme an einem weltwärts-Begegnungsprojekt zu ermöglichen und da-
durch persönlichen und strukturellen Benachteiligungen entgegenzuwirken.
Im Jahr 2015 hat die Bundesregierung für das Gemeinschaftswerk weltwärts 
die Einführung von drei in der Zivilgesellschaft verorteten Kompetenzzentren 
zur Diversifizierung der Zielgruppenerreichung sowie Inklusion bislang unter-
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repräsentierter Zielgruppen beschlossen. Das Kompetenzzentrum für Inklusion 
von Freiwilligen mit Beeinträchtigung bei bezev e. V., das Kompetenzzentrum 
für Menschen mit Berufsausbildung bei In Via Köln e. V. und das Kompetenz-
zentrum für Menschen mit Migrationshintergrund/Einwanderungsgesellschaft 
bei South African German Network e. V. und transfer e. V.
Die Aufgaben der Kompetenzzentren umfassten Beratung und Coachingange-
bote für zivilgesellschaftliche Träger, Workshops zum Kompetenzaufbau, 
Sammlung und Weitergabe guter Praxis, Vernetzung in Verbünden und über be-
stehende Netzwerke hinaus sowie Einbindung weiterer Akteure innerhalb und 
außerhalb des Gemeinschaftswerks weltwärts. Dazu zählt auch Kontakt und 
Kooperation mit dem Bundesnetzwerk Bürgerschaftliches Engagement (BBE) 
und IJAB.

Kompetenzzentrum Förderung 
HHJ 2017

Förderung 
HHJ 2018

Förderung 
HHJ 2019

Förderung 
HHJ 2020

für Inklusion von Freiwilligen mit Beeinträch-
tigung

99.790,00 € 124.363,88 € 94.478,74 € 63.593,95 €

für Menschen mit Berufsausbildung 15.595,79 € 163.842,00 € 164.000,00 €
für Menschen mit Migrationshintergrund/
Einwanderungsgesellschaft

78.319,00 € 115.236,00 € 121.723,00 €

Gesamtfördersumme 193.704,79 € 403.441,88 € 380.201,74 € 63.593,95 €

* bei den Angaben im HHJ 2020 handelt es sich um den heutigen Stand.

12. Waren anlässlich des 75. Jahrestages des Kriegsendes in diesem Jahr bil-
dungspolitische Gedenkstättenfahrten (sowohl mononational als auch 
grenzüberschreitend) für Jugendliche durch vom Bund geförderte Aus-
tauschprogramme geplant, und wenn ja, gibt es bereits konkrete Pläne, 
diese bei Ausfällen aufgrund der COVID-19-Pandemie nachzuholen (bit-
te ausführlich nach Programmen, Ländern und Zeitpunkten auflisten)?

Hinweise, dass im Rahmen von mit Bundesmitteln geförderten Jugendaustau-
schen Gedenkstättenfahrten anlässlich des 75. Jahrestages des Kriegsendes in 
diesem Jahr geplant waren und ausgefallen sind, liegen der Bundesregierung 
nicht vor.

13. Wie viele der 500 geplanten Gedenkstättenfahrten, die im Januar 2019 
im Rahmen der Erweiterung des Programms „Jugend erinnert“ für die 
folgenden zwei Jahre zugesichert wurden, wurden bisher umgesetzt, und 
wie viele Jugendliche haben daran teilgenommen (bitte ausführlich nach 
Zeitraum, Finanzvolumen, Name der besuchten Gedenkstätte sowie der 
Anzahl der daran teilgenommenen Jugendlichen auflisten) (vgl. https://
www.bmfsfj.de/bmfsfj/aktuelles/alle-meldungen/neues-programm-ermoe
glicht-ueber-10-000-gedenkstaettenfahrten-fuer-jugendliche/133246)?

Eine Gesamtübersicht zu den Gedenkstättenfahrten im Rahmen des Programms 
„Jugend erinnert“ findet sich in der Anlage.
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14. Plant die Bundesregierung aufgrund der Reiseeinschränkungen durch die 
COVID-19-Pandemie und dem damit verbundenen Wegfall von geplan-
ten Gedenkstättenfahrten im Jahr 2020 eine Ausweitung des anberaum-
ten Finanzierungszeitraums von zwei Jahren für die 500 Gedenkstätten-
fahrten im Rahmen des Programms „Jugend erinnert“ (bitte ausführlich 
begründen)?

Weil viele Gedenkstättenfahrten im Jahr 2020 ins Ausland nicht stattfinden 
können, werden zusätzlich im Jahr 2020 auch alternative Formate, z. B. der Be-
such regionaler Gedenkstätten und Erinnerungsorte oder die Nutzung digitaler 
Arbeitsformen, für die Erinnerungsarbeit gefördert. Das BMFSFJ und das AA 
haben die Förderrichtlinien im Rahmen des Programms „Jugend erinnert“ ent-
sprechend angepasst.

15. Wie viele Projekte der internationalen Jugendbegegnung, die zwischen 
2010 und 2020 aus Bundesmitteln gefördert wurden, zielten auf die Stär-
kung der nachbarschaftlichen Beziehungen mit Polen sowie die Förde-
rung des deutschen und polnischen Spracherwerbs im Sinne des deutsch-
polnischen Nachbarschaftsvertrages ab (bitte die Projekte zum Mutter-
spracherwerb getrennt nach Jahr, Finanzvolumen, Kooperationspartner, 
Anzahl der Teilnehmenden auflisten)?

Internationale Jugendbegegnungen zur Stärkung der nachbarschaftlichen Bezie-
hungen mit Polen im Sinne des deutsch-polnischen Nachbarschaftsvertrags 
wurden gefördert aus Mitteln des AA und des BMI.
Das AA förderte über das Goethe-Institut aus Mitteln zur Förderung der deut-
schen Minderheit in Polen u. a. im Jahr 2020 zum Spracherwerb über Jugend-
begegnungen mit 1.150 Euro und das Projekt „Deutsch für Kinder und Jugend-
liche“ mit 50.476 Euro. Im Jahr 2019 wurden Sprachkurse mit 2.400 Euro und 
2017 Jugendaustausch mit 2.800 Euro gefördert.
Daneben unterstützten die Auslandsvertretungen in Polen aus Mitteln des AA 
weitere Projekte in diesem Zusammenhang.
Im Rahmen des Förderprogramms „Ausbau der Zusammenarbeit mit der Zivil-
gesellschaft in den Ländern der Östlichen Partnerschaft und Russland“ wurden 
seit 2014 sieben Projekte des internationalen Jugendaustauschs zur Stärkung 
der nachbarschaftlichen Beziehungen mit Polen gefördert.
Zur Förderung von Projekten der internationalen Jugendbegegnungen aus Mit-
teln des BMI für die deutsche Minderheit in Polen findet sich eine Übersicht in 
der Anlage Tabellen.
Übersichten zu den vom DPJW geförderten Projekten zur Stärkung der nach-
barschaftlichen Beziehungen mit Polen sowie den Projekten, die den deutschen 
und polnischen Spracherwerb zum Thema hatten finden sich im Anhang.

16. Wie viele Projekte der Jugendbegegnung, die zwischen 2010 und 2020 
aus Bundesmitteln gefördert wurden, insbesondere Gedenkstättenfahrten, 
behandelten die sogenannte Aktion Reinhardt und den jüdischen Wider-
stand (nach Jahr, Finanzvolumen, Kooperationspartner, Anzahl der Teil-
nehmenden auflisten)?

Aus Mitteln des AA wurde zwischen 2010 und 2020 eine Vielzahl von interna-
tionalen Jugendbegegnungsprojekten zur Holocausterinnerung gefördert. Kei-
nes dieser Projekte hat sich ausschließlich den in der Frage genannten Themen 
gewidmet. Es ist allerdings davon auszugehen, dass sie bei vielen dieser Begeg-
nungen zur Sprache kamen, insbesondere im deutsch-polnischen Kontext.
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Eine Übersicht der bisher elf vom DPJW geförderten Projekte findet sich in der 
Anlage.
Entsprechend der bilateralen Absprachen im deutsch-israelischen Jugendaus-
tausch sehen die Gemeinsamen Bestimmungen für deutsch-israelische Begeg-
nungen im Rahmen eines jeden Austauschprojekts die Auseinandersetzung mit 
der NS-Geschichte, insbesondere mit jüdischem Leben während und nach den 
Zeiten von Verfolgung und Ermordung 1933 bis 1945 vor. Dies geht einher mit 
der gemeinsamen Ableitung der Bedeutung der Geschichte für das Leben jun-
ger Menschen in demokratischen Gesellschaften in der Gegenwart.

17. Welche vom Bund geförderten Projekte der internationalen Jugendbe-
gegnung gab es 2018 anlässlich der 75. Jahrestage der Aufstände im 
Warschauer Ghetto sowie den Aufständen in den deutschen Vernich-
tungslagern Treblinka und Sobibor, die sich der Aufarbeitung der beson-
deren Geschichte des jüdischen Widerstandes gegen den Nationalsozia-
lismus (NS) gewidmet haben (nach Jahr, Finanzvolumen, Kooperations-
partner, Anzahl der Teilnehmenden auflisten)?

Das DPJW hat im Jahr 2018 insgesamt sechs Projekte (253 Teilnehmende) mit 
13.486,50 Euro gefördert.

18. Wie viele Projekte der Jugendbegegnung, die zwischen 2010 und 2020 
aus Bundesmitteln gefördert wurden, insbesondere Gedenkstättenfahrten, 
behandelten den Themenkomplex kolonialrassistischer Verfolgung (nach 
Jahr, Finanzvolumen, Kooperationspartner, Anzahl der Teilnehmenden 
auflisten)?

Im pädagogischen Begleitprogramm des ENSA-Programms (BMZ) ist die Be-
handlung des Themenkomplexes des kolonialen Erbes und der Zusammenhang 
mit kolonialrassistischen globalen Strukturen einer der Bausteine für die Be-
gleitung aller Projekte.
In vielen weltwärts-Begegnungsprojekten des BMZ werden im Kontext des in-
terkulturellen Austausches, z. B. während der Vorbereitungsphase, Aspekte 
postkolonialer Theorien vermittelt. Eine konkrete Auseinandersetzung mit den 
Themen koloniales Erbe und Postkolonialismus sowie die Integration von Ge-
denkstättenfahrten werden in den folgenden Projekten (Partnerland in Klam-
mern) genannt: Gemeinsam unterwegs (Tansania), Binationale Jugendbegeg-
nung „Arbeitswelten im Vergleich“ (Uganda), Deutsch-kamerunische Begeg-
nung (Kamerun), Das Leben ist Traum/A vida é sono (Angola), Traces (Togo).
Eine Übersicht findet sich in der Anlage.

19. Wie viele Projekte der Jugendbegegnung, die zwischen 2010 und 2020 
aus Bundesmitteln gefördert wurden, insbesondere Gedenkstättenfahrten, 
behandelten die Verfolgung von Sintize bzw. Sinti und Romnja bzw. Ro-
ma im Nationalsozialismus und widmeten sich der Aufarbeitung der be-
sonderen Geschichte des Widerstandes der Sintize bzw. Sinti und Romn-
ja bzw. Roma gegen den NS (nach Jahr, Finanzvolumen, Kooperations-
partner, Anzahl der Teilnehmenden auflisten)?

Im Rahmen der Projektförderung zum Gedenken an den Völkermord an den 
Sinti und Roma hat das Auswärtige Amt elf Projekte gefördert, in deren Rah-
men sich Jugendliche mit der Verfolgung von Sinti und Roma im Nationalsozi-
alismus auseinandergesetzt haben.
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Eine Übersicht findet sich in der Anlage.
Eine Übersicht der zwölf vom DPJW geförderten Projekte findet sich ebenfalls 
in der Anlage.

20. Mit welchen Mitteln wurden das Deutsch-Polnische Jugendwerk 
(DPJW), das Deutsch-Französische Jugendwerk (DFJW), das ConAct – 
Koordinierungszentrum Deutsch-Israelischer Jugendaustausch und das 
Deutsch-Griechische Jugendwerk seit 2010 gefördert (bitte nach Jahren, 
Höhe und Anteil an Drittmitteln sowie der jeweiligen Vertragspartner-
Staaten aufschlüsseln), und welche Hinweise auf einen Mehrbedarf an 
zusätzlicher Förderung zur Stärkung und zum Ausbau ihrer gesell-
schaftspolitischen Tätigkeit hat die Bundesregierung?

Die Übersichten zu den jeweiligen Mitteln finden sich in der Anlage.
Die Bundesregierung tauscht sich regelmäßig mit den Werken und dem Koordi-
nierungszentrum zum Mittelbedarf aus.
In der laufenden Legislaturperiode wurden die Mittel für das DFJW, das DPJW 
und für den deutsch-israelischen Jugendaustausch bereits erhöht. Beim 
Deutsch-Griechischen Jugendwerk besteht aktuell kein Mehrbedarf.
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